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Drucksache VI/1051 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 23. Juli 1970 

IV/ 1 — 68070 — E — Lu 2/70 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über die Verwirklichung der 
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver- 
kehrs für die selbständigen Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Finanz, der Wirtschaft und des Rechnungswesens 

eine Richtlinie des Rates zur Festsetzung der Einzelheiten 
der Ubergangsmaßnahmen für bestimmte Tätigkeiten auf 
dem Gebiet der Finanz, der Wirtschaft und des Rechnungs- 
wesens 

eine Empfehlung des Rates betreffend das Großherzogtum 
Luxemburg. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. Juli 1970 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen übermit- 
telte Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie 

über die Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen Tätigkei- 
ten auf dem Gebiet der Finanz, der Wirtschaft und des 

Rechnungswesens 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2 und 3, Artikel 63 Absatz 2 und 3 
und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt IV Buchstabe C; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt V 
Buchstabe C; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments; 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen die Aufhebung 
einer auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unter- 
schiedlichen Behandlung bei der Niederlassung und 
dem Dienstleistungsverkehr der unter Gruppe 832 
der CITI-Nomenklatur genannten Tätigkeiten vor 
Ablauf der zweiten Stufe vor. 

Diese Gruppe umfaßt alle Tätigkeiten des Wirt- 
schaftsprüfers ohne Rücksicht auf die Bezeichnung; 
zur Gruppe 839 derselben Nomenklatur gehören je- 
doch auch die Tätigkeiten des Beraters auf dem 
Gebiet der Wirtschaft, der Finanz, des Handels, der 
Statistik sowie der Organisation, der Unterrichtung 
und der Führung von Unternehmen, die den Tätig- 
keiten im Sinne der Gruppe 832 sehr nahestehen. 

In Anbetracht der engen Verwandtschaft aller die- 
ser Tätigkeiten ist es angezeigt, auch die in Gruppe 
839 erfaßten Tätigkeiten in diese Richtlinie aufzu- 
nehmen, und zwar insoweit, als sie nicht schon durch 
die Richtlinie des Rates vom 12. Januar 1967 (67/43/ 
EWG) liberalisiert sind. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 10 
vom 19. Januar 1967, Seite 142/67 


Manche Tätigkeiten dieses Bereichs fallen jedoch 
wesensgemäß und auf Grund der Ausbildung, die sie 
voraussetzen, unter eine besondere Regelung und 
bilden in den Rechtsvorschriften mehrerer Mitglied- 
staaten eine besondere Gruppe von Tätigkeiten, so 
daß es angebracht ist, diese Tätigkeiten aus dem 
Anwendungsbereich dieser Richtlinie auszuklam- 
mern und sie zum Gegenstand besonderer Richt- 
linien zu machen; es handelt sich hierbei im beson- 
deren um die als Haupttätigkeit ausgeübten selb- 
ständigen Tätigkeiten des Steuerberaters sowie des 
Beraters auf dem Gebiet des gewerblichen Rechts- 
schutzes und der Versicherungen. 

Diese Richtlinie erfaßt mit dem Ausdruck „Gesell- 
schaften" in Artikel 1 lediglich Zusammenschlüsse 
von Berufsangehörigen, die die Form einer Gesell- 
schaft im Sinne von Artikel 58 gewmhlt haben. Die 
Richtlinie sieht auf diesem Gebiet nur die Aufhe- 
bung der Beschränkungen vor. Sie läßt daher Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten 
unberührt, die ohne Ansehen der Staatsangehörig- 
keit die Ausübung einer der unter diese Richtlinie 
fallenden Tätigkeiten durch Gesellschaften verbieten 
oder von bestimmten Bedingungen abhängig ma- 
chen. 

In mehreren Mitgliedstaaten gibt es Berufsverei- 
nigungen des öffentlichen Rechts mit Beitrittszwang; 
infolgedessen ist es zweckmäßig, dafür zu sorgen, 
daß die von dieser Richtlinie begünstigten Staatsan- 
gehörigen der Mitgliedstaaten diesen Vereinigungen 
beitreten können. Die von der Richtlinie des Rates 
vom . . . begünstigten Berufsangehörigen üben nicht 
alle von der vorliegenden Richtlinie erfaßten Tätig- 
keiten aus; daher ist für sie eine besondere Rubrik 
vorzusehen. Im übrigen würde im Falle einer Dienst- 
leistung das Erfordernis der an eine feste und dauer- 
hafte Tätigkeit im Aufnahmestaat gebundenen Mit- 
gliedschaft wegen des vorübergehenden Charakters 
der Tätigkeit zweifellos eine Behinderung für den 
Dienstleistungserbringer darstellen; sie ist daher ab- 
zulehnen. Allerdings sollte in diesem Fall die Ein- 
haltung der Berufsordnung, über die diese öffent- 
lich-rechtlichen Organisationen zu wachen haben, 
sichergestellt werden. Zu diesem Zweck wurde vor- 
behaltlich der Anwendung von Artikel 62 des Ver- 
trages die Möglichkeit vorgesehen, von den Begün- 
stigten eine an die zuständige Behörde gerichtete 
Mitteilung über ihre Absicht zu fordern, Dienstlei- 
stungen zu erbringen. 
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Für die in dieser Richtlinie bezeichneten Tätigkei- 
ten ist wegen der Verschiedenheiten der Rechtsvor- 
schriften in den Mitgliedstaaten eine Koordinierung 
der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über die 
Aufnahme und die Ausübung dieser Tätigkeiten so- 
wie die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise innerhalb der Fristen für die Aufhebung der 
Beschränkungen nicht möglich. Bis zu dieser Koordi- 
nierung und Anerkennung werden daher Übergangs- 
maßnahmen in einer besonderen Richtlinie erlassen, 
um die Niederlassungsfreiheit und den freien Dienst- 
leistungsverkehr für bestimmte selbständige Tätig- 
keiten auf diesem Gebiet für die Staatsangehörigen 
von Mitgliedstaaten zu erleichtern, die kein Diplom 
zur Aufnahme der genannten Tätigkeiten verlan- 
gen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten beseitigen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
und des freien Dienstleistungsverkehrs aufgeführten 
natürlichen Personen und Gesellschaften — im fol- 
genden Begünstigte genannt — die in Abschnitt III 
der Programme genannten Beschränkungen für die 
Aufnahme und die Ausübung der in Artikel 2 be- 
zeichneten Tätigkeiten. 


Artikel 2 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für die 
selbständigen Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Finanz, der Wirtschaft und des Rechnungswesens der 
Gruppe 832 (Anlage II des Allgemeinen Programms 
zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit) sowie für die Tätigkeiten der Gruppe 
839 (Anlage I), soweit diese nicht schon durch die 
Richtlinie des Rates vom 12. Januar 1967 (67/43/ 
EWG) '^) liberalisiert wurden. Es handelt sich insbe- 
sondere um die folgenden Tätigkeiten: 

a) Buchführung; 

b) Prüfung und Bestätigung der Rechnungslegung, 
insbesondere der Bilanz und der Gewinn- und 
Verlust-Rechnung; 

c) Erstattung von Gutachten auf den unter a) und b) 
aufgeführten Tätigkeitsgebieten; 

d) Steuerberatung, die nicht als Haupttätigkeit aus- 
geübt wird und ihrem Wesen nach einen Teilbe- 
reich der unter a) und b) bezeichneten Tätigkei- 
ten darstellt; 

e) Beratung auf dem Gebiet der Finanz, der Wirt- 
schaft, des Handels und der Statistik sowie der 
Organisation, der Unterrichtung und der Führung 
von Unternehmen sowie die Erstattung von Gut- 
achten auf diesen Tätigkeitsgebieten. 


'^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 10 
vom 19. Januar 1967, Seite 142/67 
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Artikel 3 

Diese Richtlinie findet keine Anwendung auf die 
als Haupttätigkeit ausgeübten selbständigen Tätig- 
keiten des Steuerberaters sowie des Beraters auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes und der 
Versicherungen. 

Artikel 4 

1. Die Mitgliedstaaten beseitigen vor allem die Be- 
schränkungen, die 

a) die Begünstigten daran hindern, sich unter den 
gleichen Bedingungen und mit den gleichen 
Rechten und Pflichten wie Inländer im Aufnahme- 
staat niederzulassen oder dort Dienstleistungen 
zu erbringen; 

b) aus einer Verwaltungs- oder Berufspraxis ent- 
stehen, die darauf hinausläuft, daß die Begünstig- 
ten eine gegenüber Inländern unterschiedliche 
Behandlung erfahren. 

2. Zu den zu beseitigenden Beschränkungen gehö- 
ren insbesondere diejenigen, die in Vorschriften ent- 
halten sind, welche die Niederlassung oder die 
Dienstleistung der Begünstigten in folgender Weise 
verbieten oder beschränken: 

a) in Deutschland: 

durch die Möglichkeit, Ausländern die Zulas- 
sung zum Wirtschaftsprüferexamen zu verwei- 
gern (§ 10 Absatz 2 der Wirtschaftsprüferord- 
nung vom 24. Juli 1961, BGBl. I Nr. 56 vom 
29. Juli 1961); 

b) in Belgien; 

— durch das Erfordernis einer „carte profcs- 
sionnelle" (Artikel 1 des Gesetzes vom 
19. Februar 1965, Moniteur Beige vom 26. Fe- 
bruar 1965); 

- — durch das Erfordernis der belgischen Staats- 
angehörigkeit für den Zugang zum Beruf des 
„reviseur d'entreprises" (Artikel 4 des Ge- 
setzes vom 22. Juli 1953 in der Fassung des 
Gesetzes vom 10. Juli 1956, Moniteurs Beiges 
vom 2. September 1953 und 25. Juli 1956); 

c) in Frankreich: 

durch das Erfordernis der französischen Staats- 
angehörigkeit (Artikel 3 Absatz 1 und Artikel 9 
Absatz 1 der Verordnung vom 19. September 
1945); 

d) in Italien: 

durch das Erfordernis der italienischen Staats- 
angehörigkeit (Erlasse des Präsidenten der Re- 
publik Nr. 1067 und 1068 vom 27. Oktober 
1953); 

[e) in Luxemburg: 

durch die begrenzte Geltungsdauer der Auslän- 
dern erteilten Genehmigungen (Artikel 21 des 
Gesetzes vom 2. Juni 1962, Memorial A Nr. 31 
vom 19. Juni 1962)]. 
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Artikel 5 

Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder die Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
die Mitgliedschaft bei einer Berufsvereinigung oder 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, so sorgt 
dieser Staat dafür, daß die Staatsangehörigen der 
anderen Mitgliedstaaten 

— im Falle der Niederlassung der Berufsvereinigung 
oder der Körperschaft des öffentlichen Rechts un- 
ter den gleichen Bedingungen und mit den glei- 
chen Rechten und Pflichten beitreten wie die 
eigenen Staatsangehörigen. 

Dieses Beitrittsrecht hat das Wahlrecht, die Wähl- 
barkeit sowie das Recht auf Übernahme von lei- 
tenden Stellungen in der Berutsvereinigung oder 
der Körperschaft des öffentlichen Rechts zur 
Folge. Diese leitenden Stellungen können jedoch 
Inländern Vorbehalten werden, wenn die betref- 
fende Berufsvereinigung oder Körperschaft des 
öffentlichen Rechts auf Grund einer Rechtsvor- 
schrift an der Ausübung öffentlicher Gewalt teil- 
nimmt. Die von der Richtlinie des Rates vom . . . 
begünstigten Berufsangehörigen werden in eine 
besondere Rubrik eingetragen; 

• — ■ im Falle einer Dienstleistung von der Mitglied- 
schaftspflicht befreit werden. 

Der Mitgliedstaat kann jedoch dem Dienstlei- 
stungserbringer vorschreiben, daß er, falls seine 
Dienstleistungen einen vorübergehenden Aufent- 
halt auf seinem Hoheitsgebiet erfordern, die zu- 
ständige Behörde, welche die Einhaltung der Be- 
rufsordnung überwacht, vorher darüber unter- 
richtet. 

Artikel 6 

Die Aufnahmestaaten sorgen dafür, daß die Ange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten die Möglichkeit 
haben, privatrechtlichen Berufsvereinigungen unter 
den gleichen Bedingungen und mit den gleichen 
Rechten und Pflichten wie Inländer beizutreten, so- 
weit ihre berufliche Tätigkeit die Wahrnehmung die- 
ser Möglichkeit mit sich bringt. 

Mit diesem Beitritt ist das Wahlrecht sowie im 
Falle der Niederlassung die Wählbarkeit und das 
Recht auf Zugang zu leitenden Stellungen in diesen 
Organisationen verbunden. 


Artikel 7 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder die Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
einen Zuverlässigkeitsnachweis, so erkennt dieser 
Staat bei Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten als ausreichenden Nachweis eine von der 
zuständigen Behörde des Heimat- oder Herkunft- 
staates ausgestellte Bescheinigung an, aus der her- 
vorgeht, daß der in diesem Staat für die Aufnahme 
der betreffenden Tätigkeiten geforderte Zuverlässig- 
keitsnachweis erbracht ist. 


Wird im Heimat- oder Herkunftstaat für die Auf- 
nahme der betreffenden Tätigkeiten kein derartiger 
Nachweis verlangt, so kann der Aufnahmestaat von 
den Staatsangehörigen dieses Heimat- oder Her- 
kunftstaates einen Strafregisterauszug und daneben 
— soweit damit nicht hinreichend nachgewiesen 
wird, daß die im Aufnahmestaat geforderten Vor- 
aussetzungen erfüllt sind — eine von der zuständi- 
gen Behörde des Heimat- oder Herkunftstaates aus- 
gestellte und der Urkunde des Aufnahmestaates ent- 
sprechende Bescheinigung verlangen. 

2. Bestehen im Heimat- oder Herkunftstaat sowie 
im Aufnahmestaat für die Ausübung einer der in 
Artikel 2 genannten Tätigkeiten Rechts- oder Ver- 
waltungsvorschriften über die Einhaltung von Stan- 
desregeln, so erhält der Aufnahmestaat auf Ersuchen 
die erforderlichen Auskünfte. Aus diesen müssen die 
gecjen den Betreffenden verhängten Disziplinarstra- 
fen und beruflichen Sanktionen ersichtlich sein. 

Die Mitgliedstaaten sorgen für eine vertrauliche 
Übermittlung dieser Angaben. Die Mitgliedstaaten 
entscheiden weiterhin in eigener Zuständigkeit über 
die Rechtswirkungen, welche die in einem anderen 
Mitgliedstaat verhängten Disziplinarstrafen oder be- 
ruflichen Sanktionen auf ihrem Hoheitsgebiet haben. 

3. Wird in einem Mitgliedstaat von dem Begünstig- 
ten für die Aufnahme oder die Ausübung einer der 
in Artikel 2 genannten Tätigkeiten der Nachweis 
verlangt, daß er vorher nicht in Konkurs gegangen 
ist, und enthalten die für die Angehörigen der an- 
deren Mitgliedstaaten gemäß Absatz 1 und 2 erteil- 
ten Auskünfte keinen solchen Nachweis, so erkennt 
der betreffende Staat bei Staatsangehörigen der an- 
deren Mitgliedstaaten, die Begünstigte der Richtlinie 
sind, eine von dem Betreffenden vor der zuständigen 
Behörde, einem Notar oder einer entsprechend be- 
vollmächtigten Berufsvereinigung des Heimat- oder 
Herkunftstaates abgegebene eidesstattliche Erklä- 
rung an. 

Ist im Aufnahmestaat ein Nachweis über die finan- 
zielle Leistungsfähigkeit zu erbringen, so erkennt 
dieser Staat entsprechende Bescheinigungen von 
Banken des Heimat- oder Herkunftstaates oder in 
Ermangelung derartiger Unterlagen ein von der 
zuständigen Behörde des Heimat- oder Herkunft- 
staates ausgestelltes Dokument als gleichwertig mit 
den in seinem Hoheitsgebiet ausgestellten Beschei- 
nigungen an. 

4. Die in Absatz 1 und 3 genannten Urkunden dür- 
fen bei ihrer Vorlage nicht älter als drei Monate 
sein. 

5. Die Vorschriften dieses Artikels gelten für die 
Niederlassung der Staatsangehörigen eines Mit- 
gliedstaates in einem anderen Mitgliedstaat. 

6. Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 11 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
der obengenannten Urkunden und die Erteilung der 
Auskünfte zuständigen Stellen und unterrichten dar- 
über unverzüglich die übrigen Mitgliedstaaten und 
die Kommission. 
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Artikel 8 

1. Verlangt ein Aufnahmestaat von den eigenen 
Staatsangehörigen für die Aufnahme oder die Aus- 
übung einer der in Artikel 2 genannten Tätigkeiten 
die Erfüllung einer der in Artikel 7 aufgeführten 
Voraussetzungen, so erkennt der betreffende Mit- 
gliedstaat im Falle der Erbringung von Dienstlei- 
stungen bei den Dienstleistungserbringern der ande- 
ren Mitgliedstaaten anstelle der in Artikel 7 genann- 
ten Urkunden, Erklärungen und Bescheinigungen 
eine von der zuständigen Behörde oder Stelle des 
Heimat- oder Herkunftstaates ausgestellte einzige 
Urkunde an. 

2. Die in Absatz 1 genannte einzige Urkunde darf 
bei ihrer Vorlage nicht älter als 12 Monate sein. 

3. Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der in 
Artikel 11 festgesetzten Frist die für die Ausstellung 
der obengenannten einzigen Urkunde zuständigen 
Stellen und unterrichten die übrigen Mitgliedstaaten 
und die Kommission unverzüglich darüber. 


Artikel 9 

Verlangt ein Aufnahmestaat für die Aufnahme 
oder die Ausübung einer der in Artikel 2 genannten 


Tätigkeiten eine Eidesleistung, so sorgt dieser Staat 
dafür, daß die Staatsangehörigen der anderen Mit- 
gliedstaaten, die die Eidesformel des Aufnahmestaa- 
tes nicht benutzen können, eine geeignete gleich- 
wertige Formel verwenden können. 


Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten gewähren ihren Staatsange- 
hörigen, die sich zur Ausübung einer der in Artikel 2 
genannten Tätigkeiten in einen anderen Mitglied- 
staat begeben, keinerlei Beihilfen, durch welche die 
Niederlassungsbedingungen verfälscht werden könn- 
ten. 

Artikel 11 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzten die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 


5 



Drucksache VI/1051 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie 

zur Festsetzung der Einzelheiten der Übergangsmaßnahmen für 
bestimmte Tätigkeiten auf dem Gebiet der Finanz, der 
Wirtschaft und des Rechnungswesens 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Absatz 2, Artikel 57 Absatz 1, Artikel 63 
Absatz 2 und Artikel 66; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit ^), insbesondere auf Abschnitt V Absatz 2 und 3; 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen des freien Dienstlei- 
stungsverkehrs ^), insbesondere auf Abschnitt VI 
Absatz 2 und 3; 

auf Vorschlag der Kommission; 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments-, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses; 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Allgemeinen Programme sehen nicht nur die 
Aufhebung der Beschränkungen vor, sondern auch 
die Prüfung, ob vor, gleichzeitig mit oder nach der 
Aufhebung der Beschränkungen eine gegenseitige 
Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse oder 
sonstigen Befähigungsnachweise sowie eine Koordi- 
nierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
für die Aufnahme und die Ausübung dieser Tätig- 
keiten erforderlich und ob gegebenenfalls bis zu 
dieser Anerkennung oder Koordinierung eine Über- 
gangsregelung zu erlassen ist. 

In mehreren Mitgliedstaaten macht das Gesetz die 
Aufnahme und die Ausübung der Tätigkeiten auf 
dem Gebiet der Finanzen, der Wirtschaft und des 
Rechnungswesens vom Besitz eines Diploms ab- 
hängig. 

Der Umfang dieser Regelungen erschwert die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungs- 
zeugnisse und sonstigen Befähigungsnachweise so- 
wie die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungs- 
vorschriften über die Aufnahme und die Ausübung 
dieser Tätigkeiten innerhalb der Fristen für die 
Aufhebung der Beschränkungen. Diese gegenseitige 
Anerkennung und diese Koordinierung sollen später 
für alle Tätigkeiten in diesem Bereich erfolgen. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 32/62 


Der Freizügigkeit der Berufsangehörigen kommt 
jedoch in dem von dem vorliegenden Richtlinien- 
vorschlag erfaßten Tätigkeitsbereich im Hinblick 
darauf eine besondere Bedeutung zu, daß sie die 
Ausdehnung des Tätigkeitsfeldes der Unternehmen 
auf die gesamte Gemeinschaft erleichtern. 

Ziel der vorliegenden Übergangsmaßnahmen ist 
es, durch den Erlaß von Vorschriften über die Aus- 
bildungsbedingungen die Niederlassung und die 
Dienstleistung zu erleichtern. Von dem Rechtsvor- 
teil dieser Bestimmungen sind jedoch die Tätig- 
keiten der Bestätigung und der Prüfung dann aus- 
geschlossen, wenn sie zur Erfüllung einer vom Auf- 
nahmestaat festgesetzten rechtlichen Verpflichtung 
ausgeübt werden und wenn dieser Staat in diesem 
Fall eine gesetzlich bestimmte Befähigung vor- 
schreibt. 

Hauptinhalt der vorliegenden Übergangsmaßnah- 
men ist es, daß in den Aufnahmestaaten, die für den 
Zugang zu einer der in Frage stehenden Tätigkeiten 
eine näher bezeichnete Ausbildung verlangen, der 
Abschluß von Studien eines bestimmten Niveaus 
und einer Praxis als ausreichend anerkannt wird. 

Die Führung der Berufs- und der Ausbildungs- 
bezeichnung ist zu regeln. Die Verschiedenheit der 
Ausbildungs- und Ausübungsbedingungen für die 
betreffenden Tätigkeiten schließt die Möglichkeit 
aus, daß die Begünstigten eine dieser Bezeichnun- 
gen, die vom Aufnahmestaat verliehen werden, 
in der Sprache dieses Staates führen. Infolgedessen 
ist es erforderlich vorzusehen, daß die Begünstigten 
das Recht erhalten, die Berufs- oder Ausbildungs- 
bezeichnung des Heimat- oder Herkunftstaates in 
der Sprache dieses Staates zu führen. 

Die in dieser Richtlinie vorgesehenen Übergangs- 
maßnahmen werden mit der gegenseitigen Anerken- 
nung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 
Befähigungsnachweise sowie mit der Koordinierung 
der Bedingungen für die Aufnahme und die Aus- 
übung der genannten Tätigkeiten hinfällig — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIEN ERLASSEN: 


Artikel 1 

1. Die Mitgliedstaaten treffen zugunsten der in 
Abschnitt I der Allgemeinen Programme zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs auf- 
geführten natürlichen Personen und Gesellschaften 
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— im folgenden Begünstigte genannt — im Zusam- 
menhang mit bestimmten Tätigkeiten auf dem Ge- 
biet der Finanz, der Wirtschaft und des Rechnungs- 
wesens folgende Ubergangsmaßnahmen für die 
Niederlassung und die Dienstleistung auf ihrem 
Hoheitsgebiet. 

2. Bei den genannten Tätigkeiten handelt es sich 
um die, auf welche Artikel 2 der Richtlinie des Rates 
vom . . . über die Verwirklichung der Nieder- 
lassungsfreiheit und des freien Dienstverkehrs für 
die selbständigen Tätigkeiten auf dem Gebiet der 
Finanz, der Wirtschaft und des Rechnungswesens 
Anwendung findet. 

3. Vom Anwendungsbereich dieser Richtlinie sind 
jedoch hinsichtlich des betreffenden Mitgliedstaates 
die Tätigkeiten der Bestätigung und der Prüfung 
insoweit ausgeschlossen, als sie zur Erfüllung einer 
durch eine Rechts- oder Verwaltungsvorschrift die- 
ses Staates begründeten Verpflichtung ausgeübt 
werden und als dieser Staat die betreffende Tätig- 
keit an gesetzliche Bedingungen für die Ausbildung 
bindet. 

Artikel 2 

Werden in einem Aufnahmestaat die Aufnahme 
und die Ausübung einer der in Artikel 2 der Richt- 
linie des Rates vom . . . genannten Tätigkeiten 
vom Besitz einer Ausbildungsbezeichnung abhängig 
gemacht, so erkennt dieser Staat vorbehaltlich von 
Artikel 1 Absatz 3 bei Angehörigen bei anderen 
Mitgliedstaaten als ausreichenden Nachweis an, daß 
der Bewerber im Einklang mit den Rechtsvorschrif- 
ten des Heimat- oder Herkunftstaates nachstehende 
Bedingungen erfüllt: 

a) Besitz eines der Befähigungsnachweise, die 

— in Anlage 1 aufgeführt sind, soweit es sich 
um die im vorstehend genannten Artikel 2 
bezeichneten Tätigkeiten handelt, 

— in Anlage 2 aufgeführt sind, soweit es sich 
um die in Buchstabe e) dieses Artikels be- 
zeichneten Tätigkeiten handelt; 

b) Vorlage einer Bescheinigung, darüber, daß der 
Bewerber die in Artikel 2 der Richtlinie des 
Rates vom . . . genannten Tätigkeiten nach Er- 
werb der Ausbildungsbezeichnung mindestens 
3 Jahre lang ununterbrochen tatsächlich und 
rechtmäßig in einem Mitgliedstaat ausgeübt hat. 
hat. 

Artikel 3 

1. Die Bescheinigung über die tatsächliche und 
rechtmäßige Ausübung der Tätigkeit sowie der Aus- 
bildungsnachweis müssen von dem Bewerber vor 
der Aufnahme der genannten Tätigkeiten im Auf- 
nahmestaat vorgelegt werden. 

2. Im gleichen Umfang wie für seine eigenen 
Staatsangehörigen kann der Aufnahmestaat für die 
Angehörigen der anderen Mitgliedstaaten das Erfor- 


dernis aufstellen, daß die Ausübung der betreffen- 
den Tätigkeiten und die Berufsausbildung in dem 
gleichen Zweig erfolgt sind, für den der Begünstigte 
die Niederlassung im Aufnahmestaat beantragt. 

3. Die zuständige Behörde oder Stelle des Auf- 
nahmestaates sorgt dafür, daß der Begünstigte auf 
entsprechenden Antrag noch vor der Niederlassung 
oder der Aufnahme einer vorübergehenden Tätig- 
keit darüber unterrichtet wird, unter welche Rege- 
lung die von ihm beabsichtigte Tätigkeit ihrem 
Wesen nach fällt. 

4. Die Mitgliedstaaten bestimmen innerhalb der 
in Artikel 6 vorgesehenen Frist die Behörden und 
Stellen, die für die Ausstellung der obenbezeich- 
neten Bescheinigungen und die Erteilung der oben- 
erwähnten Auskünfte zuständig sind, und unterrich- 
ten die übrigen Mitgliedstaaten und die Kommis- 
sion unverzüglich darüber. 


Artikel 4 

Ist in einem Aufnahmestaat das Recht auf Füh- 
rung der Berufsbezeichnung oder der Ausbildungs- 
bezeichnung bei den in Artikel 1 Absatz 2 genann- 
ten Tätigkeiten vom Besitz eines der in Artikel 2 
Buchstabe a) bezeichneten Befähigungsnachweise 
abhängig, so erkennt dieser Staat den Angehörigen 
der anderen Mitgliedstaaten, welche die in Artikel 2 
aufgeführten Voraussetzungen erfüllen, das Recht 
auf Führung folgender Bezeichnungen zu: 

— ihrer im Heimat- oder Herkunftstaat erworbenen 
rechtmäßigen Berufsbezeichnung und deren Ab- 
kürzung in der Sprache dieses Staates mit An- 
gabe des Heimat- oder Herkunftstaates; 

— ihrer im Heimat- oder Herkunftstaat erworbenen 
rechtmäßigen Ausbildungsbezeichnung und deren 
Abkürzung in der Sprache dieses Staates mit An- 
gabe von Namen und Sitz der Lehranstalt oder 
des Prüfungsausschusses, die diesen Titel ver- 
liehen haben. 


Artikel 5 

Diese Richtlinie bleibt solange gültig, bis die 
Vorschriften über die gegenseitige Anerkennung 
der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen Be- 
fähigungsnachweise sowie die Koordinierung der 
einzelstaatlichen Bestimmungen über die Aufnahme 
und die Ausübung der unter diese Richtlinie fallen- 
den Tätigkeiten in Kraft getreten sind. 


Artikel 6 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie innerhalb eines 
Jahres nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 
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Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten sorgen ferner dafür, daß 
nach Bekanntgabe dieser Richtlinie die Entwürfe der 
wichtigsten Rechts- und Verwaltungsvbrschriften, 
die sie auf dem unter diese Richtlinie fallenden Ge- 
biet zu erlassen beabsichtigen, der Kommission 
rechtzeitig übermittelt werden, damit sie dazu Stel- 
lung nehmen kann. 


Artikel 8 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
richtet. 


Geschehen zu Brüssel am . . . 

Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Drucksache VI/1051 


Anhang 1 


In Artikel 2 Buchstabe a) 1. Gedankenstrich vorgesehene 
Befähigungsnachweise 


Deutschland 

1. der Nachweis des Bestehens der Prüfung als 
Wirtschaftsprüfer; 

2. der Nachweis des Bestehens der Prüfung als 
Buchprüfer, abgelegt vor dem Inkrafttreten der 
Wirtschaftsprüferordnung (1. November 1961) 
oder gemäß § 135 dieses Gesetzes; 


Belgien 

1. der Nachweis, daß den an Ausbildung oder Pra- 
xis gestellten Anforderungen genügt ist, von 
denen die Eintragung in die Liste des „Institut 
des reviseurs d'entreprises" abhängt; 

2. der Nachweis, daß den an Ausbildung oder Pra- 
xis gestellten Anforderungen genügt ist, von 
denen die Eintragung in die Liste des „College 
National des Experts Comptables de Belgique" 
abhängt ; 


Frankreich 

1. das Diplom als „expert comptable"; 

2. das Diplom über den Abschluß der höheren Stu- 
dien im Rechnungswesen (etudes comptables 
superieures); 


9 soweit diese Anforderungen durch gesetzliche Bestim- 
mungen bestätigt sind oder in Zukunft bestätigt wer- 
den 


3. der Nachweis, daß den an Ausbildung oder Pra- 
xis gestellten Anforderungen genügt ist, von 
denen bis zum Inkrafttreten des Gesetzes 
Nr. 68-946 vom 31. Oktober 1968 (1. Mai 1969) 
die durch dieses Gesetz abgeschaffte Eintragung 
als „comptable agree" in die Liste des „Ordre 
des experts comptables et comptables agrees"' 
abhing. 


Italien 

1. das Diplom als „dottore commercialista" ; 

2. das Diplom als „ragioniere industriale“ und als 
„perito industriale"; 


Luxemburg 

die in Artikel 2 Absatz 2 der Großherzoglichen 
Verordnung vom 5. März 1970 (Memorial A Nr. 16 
vom 24. März 1970); vorgesehenen Befähigungs- 
nachweise; 


Niederlande 

die in Artikel 58 a), 71 und 82 b) des Gesetzes über 
die Wirtschaftsprüfer („Wet op de Registeraccoun- 
tants") vom 28. Juni 1962 (Staatsblad 258) genann- 
ten Ausbildungsbezeichnungen. 
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Anhang 2 


In Artikel 2 Buchstabe a) 2. Gedankenstrich vorgesehen Nachweise 
über ein abgeschlossenes Studium 


Deutschland 

— Diplom über ein abgeschlossenes Hochschulstu- 
dium auf dem Gebiet der Volkswirtschaft; 

— Zeugnis über ein abgeschlossenes Studium an 
einer Wirtschaftsakademie oder einer Höheren 
Wirtschaftsfachschule; 


Belgien 

„licence" auf dem Gebiet der Volkswirtschaft oder 
der Betriebswirtschaft und Diplom als Wirtschafts- 
ingenieur (ingenieur commercial); 


Frankreich 

— Diplom über ein abgeschlossenes Hochschulstu- 
dium auf dem Gebiet der Volkswirtschaft oder 
der Betriebswirtschaft; 


— Zeugnis über ein abgeschlossenes Studium an 
einer „Ecole superieure de commerce et 
d'administration des entreprises" ; 


Italien 

Diplom über ein abgeschlossenes Hochschulstudium 
auf dem Gebiet der Volkswirtschaft oder der Be- 
triebswirtschaft; 


Luxemburg 

Diplom über ein abgeschlossenes Hochschulstudium, 
das von einem der anderen Mitgliedstaaten aus- 
gestellt und von der vorliegenden Liste erfaßt ist; 

Niederlande 

Diplom über ein abgeschlossenes Hochschulstudium 
auf dem Gebiet der Volkswirtschaft. 
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Vorschlag einer Empfehlung des Rates 
betreffend das Großherzogtum Luxemburg 


DER RAT — 

billigt die Richtlinie über die Einzelheiten der 
Übergangsmaßnahmen für bestimmte Tätigkeiten 
auf dem Gebiet der Finanz, der Wirtschaft und des 
Rechnungswesens ; 

stellt fest, daß diese Richtlinie nur die in einem 
Mitgliedstaat ausgestellten Diplome, Prüfungszeug- 
nisse und sonstigen Befähigungsnachweise betrifft; 

ist jedoch bestrebt, der besonderen Lage der 
luxemburgischen Staatsangehörigen Rechnung zu 
tragen, die — da das Großherzogtum Luxemburg 
nicht über Hochschulen verfügt — in einem Dritt- 
staat studiert haben; 

empfiehlt den Regierungen der anderen Mitglied- 
staaten, den Staatsangehörigen des Großherzogtums 
Luxemburg, die Inhaber eines in einem Drittstaat 
ausgestellten und nach Artikel 2 Absatz 3 der Groß- 
herzoglichen Verordnung vom 5, März 1970 aner- 
kannten Befähigungsnachweises von der Art, wie 
in Artikel 2 a der Richtlinie des Rates vom . . . vor- 
gesehen sind, die Aufnahme und die Ausübung die- 
ser Tätigkeiten auf dem Gebiet der Finanz, der 
Wirtschaft und des Rechnungswesens durch Aner- 
kennung der genannten Befähigungsnachweise in 
ihrem Hoheitsgebiet zu erleichtern. 
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Begründung 


A. 

Vorschlag einer Richtlinie über die Einzelheiten der 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die selbständigen 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Finanz, der Wirt- 
schaft und des Rechnungswesens 


1. Ziel der Richtlinie 

Die am 18. Dezember 1961 vom Rat erlassenen Allge- 
meinen Programme zur Aufhebung der Beschränkun- 
gen der Niederlassungsfreiheit und des freien 
Dienstleistungsverkehrs schreiben vor, daß die 
diskriminierenden Beschränkungen bei der Aufnah- 
me und der Ausübung der unter Gruppe 832 des 
Anhangs II zum Allgemeinen Programm „Nieder- 
lassungsfreiheit" fallenden Tätigkeiten vor Ablauf 
der zweiten Stufe abgeschafft werden müssen. Diese 
Tätigkeiten umfassen alle Dienstleistungen des 
Rechnungswesens, insbesondere alle Tätigkeiten des 
Wirtschaftsprüfers. Da die Gruppe 839 des Anhangs I 
Tätigkeiten erfaßt, die mit den unter Gruppe 832 ge- 
nannten weitgehend vergleichbar sind, wurden diese 
Tätigkeiten ebenfalls in den Gegenstand dieser 
Richtlinie einbezogen, und zwar insoweit, als sie 
nicht schon durch die Richtlinie des Rates vom 
12. Januar 1967 (67/43/EWG) liberalisiert wurden. 
Es handelt sich um die Tätigkeiten des Beraters auf 
dem Gebiet der Wirtschaft, der Finanz, des Handels, 
der Statistik sowie der Organisation, der Unterrich- 
tung und der Führung von Unternehmen. 

Gemäß Artikel 54 Absatz 2 und Artikel 63 Absatz 2 
des Vertrages betrifft die vorliegende Richtlinie die 
Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit und des 
freien Dienstleistungsverkehrs für die Tätigkeiten 
auf dem Gebiet der Finanz, der Wirtschaft und des 
Rechnungswesens. 

Nach diesen Artikeln muß der Rat, bevor er die 
Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit erläßt, den 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und das Europäische 
Parlament hören. 


2. Prüfung der Artikel 

Artikel 2 

Der Anwendungsbereich dieser Richtlinie ist sehr 
umfangreich: nach den Bestimmungen dieses Arti- 
kels umfaßt er alle selbständigen Tätigkeiten auf 
dem Gebiet der Finanz, der Wirtschaft und des 
Rechnungswesens. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 vom 
15. Januar 1962, Seite 36/62 und 32/62 
“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 10 
vom 19. Januar 1967, Seite 142/67 


Gemäß dem Vertrag bezieht sich die Richtlinie nicht 
auf einen besonderen, in bestimmter Weise benann- 
ten Berufsstand, sondern auf Tätigkeiten. Sie betrifft 
demnach ohne Rücksicht auf ihre Bezeichnung alle 
Berufsangehörigen, die eine der in der Richtlinie 
genannten Tätigkeiten ausüben. Es handelt sich 
hierbei insbesondere um den Wirtschaftsprüfer. 

Artikel 4 

Die Angabe der im Großherzogtum Luxemburg be- 
stehenden Beschränkung wurde in Klammern ge- 
setzt, da in Kürze ein luxemburgisches Gesetz in 
Kraft tritt, durch das namentlich der in Frage stehen- 
de Artikel 21 abgeschafft wird. 

Artikel 5 und 6 

Diese Artikel betreffen die Mitgliedschaft bei einer 
Berufsvereinigung und den Beitritt zu einer solchen 
Organisation. Bei den freien Berufen erschien es 
zweckmäßig, den Fall der öffentlich-rechtlichen Be- 
rufsvereinigung, bei der die Mitgliedschaft erforder- 
lich, und den Fall der privatrechtlichen Berufsver- 
einigung, zu der der Beitritt möglich ist, in verschie- 
denen Artikeln getrennt zu behandeln. 

In den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften, die die 
Mitgliedschaft bei einer öffentlich-rechtlichen Berufs- 
vereinigung vorsehen, sind Niederlassungsrecht und 
Dienstleistungsverkehr niemals getrennt behandelt 
worden (und hätten auch tatsächlich nicht getrennt 
behandelt werden können). Im Falle der Erbringung 
von Dienstleistungen erschien jedoch eine Mit- 
gliedschaft nicht unbedingt erforderlich, da der 
Dienstleistungserbringer seine Tätigkeit nur vor- 
übergehend ausübt und nicht in das Berufsleben des 
Aufnahmestaates integriert ist; der Aufnahmestaat 
hat jedoch darüber zu entscheiden, ob der Dienst- 
leistungserbringer der öffentlich-rechtlichen Berufs- 
vereinigung unterstellt werden muß. Dazu wird in 
der Richtlinie die Möglichkeit vorgesehen, dem 
Dienstleistungserbringer vorzuschreiben, daß er der 
zuständigen Behörde vorher seine Leistungserbrin- 
gung anzeigt, damit sich die Berufsvereinigung über 
seine Tätigkeit unterrichten kann. 

Im Falle der Niederlassung besteht die Möglichkeit, 
daß der Berufsangehörige, der die Voraussetzungen 
der Richtlinie „Ubergangsmaßnahmen" erfüllt, nur 
für die Ausübung bestimmter Tätigkeiten zum Bei- 
tritt zur Berufsvereinigung verpflichtet ist. In den 
Fällen, in denen er noch nicht zur Ausübung sämt- 
licher Tätigkeiten des Berufs berechtigt ist, ist er 
nicht in vollem Umfang als Berufsangehöriger anzu- 
sehen und kann daher schwerlich den der Benifsver- 
einigung anqehörenden inländischen Berufsange- 
hörigen gleichgestellt werden. Artikel 5 sieht für 
diese Fälle eine Mitgliedschaft mit Eintragung in 
ein Sonderregister vor. 
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Artikel 6 stellt eine Anwendung des Abschnitts III 
Buchstabe A 2. Aufzählung Buchst, i) des Allgemei- 
nen Programms „Niederlassung" dar. In der Frage 
des Dienstleistungsverkehrs gilt das gleiche Grund- 
prinzip, das vom Rat in den früheren Richtlinien 
festgelegt wurde. 

Artikel 1 und 8 

Diese beiden Artikel betreffen das Leumundszeugnis 
und den Zuverlässigkeitsnachweis. Hierbei werden 
für das Niederlassungsrecht (Artikel 7) und für den 
Dienstleistungsverkehr (Artikel 8) zwei Aspekte be- 
rücksichtigt: Bedingungen, die bei der Aufnahme der 
Tätigkeiten, und solche, die während ihrer Ausübung 
zu erfüllen sind. 

Das Hauptziel dieser Vorschriften, die insbesondere 
die freien Berufe betreffen, besteht darin, den Mit- 
gliedstaaten im Rahmen der Verwirklichung des 
Niederlassungsrechts die erforderlichen Sicherheiten 
hinsichtlich des guten Leumunds und der beruflichen 
Zuverlässigkeit zu geben. Diese Vorschriften gehen 
davon aus, daß die Mitgliedstaaten einander bei der 
gegenseitigen Anerkennung der im Aufnahmestaat 
erforderlichen einschlägigen Dokumente vertrauen. 

Artikel 1 Absatz 1 betrifft die Leumundszeugnisse 
oder Zuverlässigkeitsnachweise, die für die Auf- 
nahme der Tätigkeit gefordert werden. Der erste 
Unterabsatz bezieht sich auf die Fälle, in denen 
solche Zeugnisse und Nachweise im Heimat- und im 
Aufnahmestaat gefordert werden: in diesem Fall 
gilt das Prinzip des gegenseitigen Vertrauens; der 
zweite Unterabsatz bezieht sich auf die Fälle, in 
denen solche Zeugnisse und Nachweise nur im Auf- 
nahmestaat gefordert werden; der betreffende Mit- 
gliedstaat verlangt von den Staatsangehörigen des 
Heimatstaates einen Strafregisterauszug und, falls 
von den eigenen Staatsangehörigen daneben weitere 
Urkunden gefordert werden, eine zusätzliche gleich- 
wertige Urkunde. 

Absatz 2 betrifft die während der Ausübung der Tä- 
tigkeit im Heimat- und im Aufnahmestaat geforder- 
ten Nachweise. Der Heimatstaat muß dem Aufnah- 
mestaat die erforderlichen Auskünfte erteilen. Wer- 
den solche Nachweise nur im Aufnahmestaat gefor- 
dert, so erhält dieser Staat die erforderlichen Sicher- 
heiten mit der in Absatz 1 Unterabsatz 2 vorgese- 
henen Bescheinigung. Diese Bescheinigung, die zum 
Zeitpunkt des Antrags auf Aufnahme der Tätigkeit 
im Aufnahmestaat ausgestellt wird, umfaßt zwangs- 
läufig den Zeitraum, während dessen die Tätigkeit 
im Herkunftstaat ausgeübt wurde. 

Absatz 3 betrifft den Konkurs und die finanzielle 
Leistungsfähigkeit. Diese Vorschriften können in be- 
stimmten Mitgliedstaaten notwendig sein. Außerdem 
muß diese Bestimmung für den Fall beibehalten 
werden, daß eine Vereinigung selbständiger Berufs- 
angehöriger in Form einer Gesellschaft im Sinne von 
Artikel 1 gegründet wird. 

Artikel 8 sieht vor, daß für den Erbringer von 
Dienstleistungen der Nachweis des guten Leumunds 
und der beruflichen Zuverlässigkeit aus Gründen der 
Einfachheit in einem einzigen Dokument erbracht 
wird. 


B. 

Vorschlag einer Richtlinie zur Festsetzung der Ein- 
zelheiten der Übergangsmaßnahmen für bestimmte 
Tätigkeiten auf dem Gebiet der Finanz, der 
Wirtschaft und des Rechnungswesens 


1. Ziel der Richtlinie 

Die Allgemeinen Programme „Niederlassung" und 
„Dienstleistungsverkehr" schreiben vor, daß gleich- 
zeitig mit der Ausarbeitung der Richtlinien zur 
Durchführung dieser beiden Programme für jede ein- 
zelne selbständige Tätigkeit und für alle Gruppen 
von Dienstleistungen geprüft wird, ob vor, gleich- 
zeitig mit oder nach der Aufhebung der Beschrän- 
kungen die gegenseitige Anerkennung der Diplome, 
Prüfungszeugnisse und sonstigen Befähigungsnach- 
weise sowie die Koordinierung der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften über die Aufnahme und die 
Ausübung dieser Tätigkeiten erforderlich ist. Bis zur 
gegenseitigen Anerkennung der Diplome oder zur 
Koordinierung kann eine Übergangsregelung an- 
gewandt werden, um die Aufnahme oder die Aus- 
übung dieser Tätigkeiten zu erleichtern. 

Diese Richtlinie legt die Einzelheiten einer solchen 
Übergangsregelung für bestimmte Tätigkeiten auf 
dem Gebiet der Finanz, der Wirtschaft und des Rech- 
nungswesens fest. 

Gemäß Artikel 57 Absatz 1 des Vertrages muß der 
Rat das Europäische Parlament anhören, bevor er die 
Richtlinie mit qualifizierter Mehrheit erläßt. 


2. Prüfung der Artikel 

Artikel 1 

Das Ziel der vorliegenden Übergangsmaßnahmen 
besteht darin, bis zum Erlaß einer Richtlinie über die 
gegenseitige Anerkennung der Diplome den Mit- 
gliedstaaten, in denen die betreffenden Tätigkeiten 
geregelt sind, ausreichende Garantien bezüglich der 
beruflichen Befähigung zu geben, um auf ihrem Ho- 
heitsgebiet den Angehörigen der anderen Mitglied- 
staaten die Aufnahme und die Ausübung der ge- 
nannten Tätigkeiten zu erleichtern. 

Diese Übergangsmaßnahme ist nicht geeignet, auch 
nur für eine Übergangszeit eine ausreichende Gleich- 
wertigkeit der Befähigungen einzuführen, da diese 
zum Teil in der Kenntnis des nationalen Rechts be- 
stehen und sich daher stark voneinander unterschei- 
den. Sie gewährleistet daher die berufliche Befähi- 
gung nur für gewisse Tätigkeiten unter Ausschluß 
der Tätigkeiten der Bestätigung und der Prüfung, 
wenn diese unter den vom vorliegenden Artikel 
näher bestimmten Bedingungen ausgeübt werden. 

Artikel 2 

Dieser Artikel hat den Zweck, die Bedingungen zu 
bezeichnen, unter denen ein durch eine Übergangs- 
maßnahme auf dem Gebiet der Diplome begünstig- 
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ter Berufsangehöriger die näher genannten Tätigkei- 
ten ausüben kann. 

Diese Bedingungen betreffen die Ausbildung. Aus 
dem Vorschlag ergeben sieb die Ausbildungsbedin- 
gungen, deren Erfüllung als ausreichender Nachweis 
für die Aufnahme der betreffenden Tätigkeiten gilt. 
Wegen des großen Umfangs des von der Richtlinie 
abgesteckten Tätigkeitsbereichs war es erforderlich, 
2 Ausbildungstypen zu unterscheiden: der eine da- 
von befähigt zur Ausübung aller vom Richtlinienvor- 
schlag erfaßten Tätigkeiten mit Einschluß der spe- 
zifischen Tätigkeiten des Rechnungswesens, die eine 
besondere Sachkenntnis voraussetzen; der andere 
befähigt zur Ausübung der Tätigkeiten auf dem Ge- 
biet der Finanz und der Wirtschaft mit Ausnahme 
derjenigen, die die spezifische Sachkenntnis für das 
Rechnungswesen voraussetzen. 

Da es sich um eine Ubergangsmaßnahme handelt, die 
wesensgemäß eine gegenseitige Anerkennung der 
Ausbildungsbedingungen nicht enthält, erschien es 
ferner zweckmäßig, eine zusätzliche Garantie in 
Form des Erfordernisses der praktischen Ausübung 
der betreffenden Tätigkeit in einem Mitgliedstaat 
vorzusehen. 

Artikel 3 

Die vorliegende Richtlinie soll eindeutige Kriterien 
aufstellen; dem Aufnahmestaat steht es also nicht 
zu, den Wert eines in einem anderen Mitgliedstaat 
verliehenen Diploms zu beurteilen; der Aufnahme- 
staat muß jedoch nach Sinn und Zweck der Richt- 
linie die Möglichkeit haben nachzuprüfen, ob das 
vom Begünstigten vorgelegte Diplom den in Arti- 
kel 2 festgelegten Kriterien entspricht, und außer- 
dem, ob die Tätigkeiten, die der Begünstigte im Auf- 
nahmestaat auszuüben beabsichtigt, denjenigen ent- 
sprechen, die er schon im Heimat- oder Herkunft- 
staat ausgeübt hat. 

Artikel 4 

Ziel dieser Bestimmung ist es, den Begünstigten die- 
ser Richtlinie die Führung ihrer Berufs- oder Aus- 
bildungsbezeichnung im Aufnahmestaat zu ermög- 
lichen, wenn dieser Staat Ausländern die Führung 


einer solchen Bezeichnung auf seinem Hoheitsgebiet 
untersagt. 

Im Rahmen der Übergangsmaßnahmen scheint es 
sinnvoll, diese Möglichkeit auf das Recht auf Füh- 
rung der Berufs- oder Ausbildungsbezeichnung in 
der Sprache des Heimat- oder Herkunftstaates zu 
beschränken. 

C. 

Vorschlag einer Empfehlung des Rates betreffend 
das Großherzogtum Luxemburg 

Da das Großherzogtum Luxemburg keine Universi- 
tät besitzt, studieren seine Staatsangehörigen in den 
Nachbarstaaten, gegebenenfalls in einem Drittstaat. 
Die vorliegenden Richtlinienvorschläge können die 
Befähigungsnachweise von Drittstaaten nicht berück- 
sichtigen; daher wird dem Rat vorgeschlagen, an 
die Regierungen der anderen Mitgliedstaaten die 
Empfehlung zu richten, auf ihrem Hoheitsgebiet den 
luxemburgischen Staatsangehörigen, die Inhaber 
eines aus einem Drittstaat stammenden Befähigungs- 
nachweises sind, die Aufnahme und die Ausübung 
der in Frage stehenden Tätigkeiten zu erleichtern. 

D. 

Die Lage der Flüchtlinge 

Das bereits anläßlich der Annahme der Allgemeinen 
Programme geprüfte Problem der Flüchtlinge stellt 
sich mit noch größerer Schärfe für die freien Berufe. 
Unter den Flüchtlingen gibt es nämlich eine erheb- 
liche Zahl von Berufsangehörigen, die einen freien 
Beruf ausgeübt haben. 

Hierfür wird vorgeschlagen, die Möglichkeit einer 
Erklärung des Rates zu prüfen, die derjenigen ent- 
sprechen könnte, die der Rat am 25. März 1964 
bei Erlaß der Verordnung über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer in der Gemeinschaft abgegeben hat. 
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